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Verordnungsblatt i 
NSDAP. Arbeitsbereich Der Reichsleiter 
Generalgouvernement 


Anordnung 12/41 


Betrifft: Errichtung des Hauptarbeitsgebietes Wehrschützen- 
bereitschaften im Arbeitsbereich der NSDAP. Gene- 
ralgouvernement 


1. Um die Wehrhaftigkeit aller Deutschen innerhalb des Generalzouvernements 
zu gewährleisten, sind Wehrschützenbereitschaften in allen Standorten der 
NSDAP. zu bilden. 


2. Zur Bearbeitung aller innerhalb der Wehrschützenbereitschaften und des 
Ausbildungswesens anfallenden Arbeiten wird ein Hauptarbeitsgebiet Wehr- 
schützenbereitschaften in der Leitung des Arbeitsbereichs der NSDAP. gebildet. 
Diese Dienststelle wird analog beim Distriktstandortführer eingerichtet. 


3. Zum Leiter des Hauptarbeitsgebietes berufe ich SA.-Standartenführer Kurt 
Peltz. Der Führer der Wehrschützenbereitschaften ist mir gleichzeitig für 
die Ausbildung aller Politischen Leiter verantwortlich. Die bereits bestehenden 
Hundertschaften der NSDAP. werden ihm unterstellt. 


4. Die Führer und Unterführer der Wehrschützenbereitschaften unterstehen dem 
Leiter des Hauptarbeitsgebietes direkt und erhalten allein von dort ihre Be- 
fehle und Richtlinien über die Ausbildung. 


5. Die Führer und Unterführer der Wehrschützenbereitschaften werden vom 
Führer der Wehrschützenbereitschaften zur Ernennung vorgeschlagen und 
durch den zuständigen Hoheitsträger in den Stab des.elben berufen. 


Krakau, den 9. Dezember 1941. 
y ; Frank 


Anordnung G 11/41 


Zu der mit Anordnung G 10/40 und G 6/41 verfügten Bildung von Standorten 
der NSDAP. im Distrikt Krakau ordne ich die Errichtung von weiteren Standorten 
der NSDAP. an: 

ı. Standort „Oswald Decker“ 
2, er „Krakau-Süd“ 
3. n „Plaschow“, 
, Die Ausführungsbestimmungen in gebietlicher Hinsicht erläßt der Organisations- 
leiter des Arbeitsbereiches. 
Frank 


Anordnung G 12/41 


Zu der mit Anordnung G 10/40 und G 6/41 verfügten Bildung von Standorten 
der NSDAP. im Distrikt Krakau ordne ich die Errichtung des Standortes 


„Reichshof-Süd“ 


an. 
Frank 
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Anordnung Nr. 4/42 


Betrifft: Hauptarbeitsgebiet Fraueneinsatz: Mitgliedschaft der 
deutschen Frauen im Generalgouvernement in der 
NS-Frauenschaft, Deutsches Frauenwerk, Deutsche 
Gemeinschaft 

Um die bestehenden Unklarheiten über die Zugehörigkeit der deutschen Frauen 


im Generalgouvernement zu beseitigen, bestimme ich im Nachgang zu den Anord- 
nungen des Reichsleiters G 5/41 und G 14/41 wie folgt: 


Organisation: 


1. Die Angehörigen der NS-Frauenschaft und des Verbandes Deut- 
sches Frauenwerk, die vor dem 15. 6. 1941 im Generalgouver- 
nement ihre Aufnahme in dieselben erklärt haben, ebenso. die- 
jenigen, die aus Heimatortsgruppen hierher überwiesen werden, 
werden korperativ Mitglieder der Deutschen Gemeinschaft. — 
Alle übrigen deutschen Frauen und Mädchen ab 21 Jahren werden 
Einzelmitglieder der Deutschen Gemeinschaft. Die It. Verwaltungs- 
ordnung der Deutschen Gemeinschaft vom 17.—21. Lebensjahr 
erfaßten Mädchen werden vom BdM. betreut. 

2. Die korperative Mitgliedschaft bedeutet: 

Die Angehörigen der NS-Frauenschaft und des Deutschen Frauen- 
werkes, sofern sie nicht Pgn. sind, erklären ihren Beitritt zur Deut- 
schen Gemeinschaft. Sie werden in der Deutschen Gemeinschaft 
beitragsfrei geführt, ihre Mitgliedschaft in der NS-Frauenschaft/ 
Deutsches Frauenwerk bleibt nach wie vor bestehen. Die korpera- ° 
tiven Mitglieder erhalten den Mitgliedsausweis der Deutschen 
Gemeinschaft mit dem Aufdruck „Beitragsfrei, da Angehörige der NS- 
Frauenschaft/Deutsches Frauenwerk seit...“ jedoch nur unter Vorlage 
des Mitgliedsausweises der NS-Frauenschaft/Deutsches Frauenwerk. 
3. Die Leiterin des Hauptarbeitsgebietes Fraueneinsatz im Standort 
muß Pgn. oder Mitglied der NS-Frauenschaft sein. Liegt die Mit- 
gliedschaft in der NS-Frauenschaft noch nicht vor, erfolgt die Be- 
rufung durch das Hauptarbeitsgebiet Fraueneinsatz im Arbeits- 
bereich der NSDAP, Ebenso können weibliche Mitglieder der Deut- 
schen Gemeinschaft in die NS-Frauenschaft/Deutsches Frauenwerk 
berufen werden, sobald sie eine verantwortliche Arbeit im Haupt- 
arbeitsgebiet Fraueneinsatz übertragen bekommen. Weibliche Mit- 
glieder der Deutschen Gemeinschaft werden von der Leiterin des 
Hauptarbeitsgebietes Fraueneinsatz dem Standortführer zur Auf- 
nahme in die NSDAP vorgeschlagen. Die Entscheidungen werden 
nach den Aufnahmebestimmungen der NSDAP gefällt, 

4. Die Leiterin des Hauptarbeitsgebietes Fraueneinsatz im Standort 
untersteht disziplinär dem Hoheitsträger, arbeitsmäßig der Lei- 
terin des Hauptarbeitsgebietes Fraueneinsatz in der nächsthöheren 
Dienststelle. Einsetzung, ebenso Abgang der Leiterin des Haupt- 
arbeitsgebietes Fraueneinsatz im Standort wird durch den Hoheits- 
träger, im Einverständnis mit der Leiterin des Hauptarbeitsgebietes 
Fraueneinsatz der nächsthöheren Dienststelle vorgenommen. 
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Schulung und Ausbildung: 


ı. Dem Hauptarbeitsgebiet Fraueneinsatz ist die gesamte Ausbil- 
dung und Erziehung der deutschen Frauen und Mädchen über 
21 Jahre von der NSDAP übertragen, sowohl die weltanschaulich- 
politische und haltungsmäßige Erziehung als auch die Ausbildung 
für alle praktischen Arbeiten, wie der Familienführung, Gesund- 
heitsfragen usw., ebenso die Leibeserziehung. 


2. Die weltanschaulich-politische Schulung erfolgt im Rahmen der 
Schulungsarbeit der NSDAP. Die Schulung der Leiterinnen und 
Mitarbeiterinnen für die besonderen Aufgaben des Hauptarbeits* 
gebietes Fraueneinsatz erfolgt durch das Hauptarbeitsgebiet Frauen- 
einsatz im Arbeitsbereich der NSDAP in engster Zusammenarbeit 
mit dem Hauptarbeitsgebiet Schulung. 


3. Die Ausbildung in allen übrigen Gebieten ist rein fachliche Ar- 
beit. Die Durchführung der hierfür notwendigen Lehrgänge und 
Arbeitsgemeinschaften obliegen allein dem Hauptarbeitsgebiet 
Fraueneinsatz. 


4. Die Leibeserziehung wird in Zusammenarbeit mit dem Haupt- 
arbeitsgebiet „Körperliche Ertüchtigung“ durchgeführt. 


Finanzverwaltung: 
ı. Die NS-Frauenschaft/Deutsches Frauenwerk haben eigene Fi- 


nanzverwaltung. Die Angehörigen derselben bezahlen ihre mo- , 


natlichen Beiträge an die Kassenverwalterinnen des Hauptarbeits- 
gebietes Fraueneinsatz im jeweiligen Standort. 


2. Die weiblichen Einzelmitglieder der Deutschen Gemeinschaft 
leisten ihre Beiträge beim Kassenleiter der NSDAP im Standort. 


Die Bedeufung, die der Frauenarbeit innerhalb der NSDAP zukommt, macht 
es notwendig, dal für das Hauptarbeitsgebiet Fraueneinsatz die vorstehende Anord- 
nung zur Erfassung und Führung der deutschen Frauen im Generalgouvernement 
erlassen wird. Sie ist für die Hoheitsträger und alle Amtsleiter der NSDAP bindend. 
Meine Anordnung vom 8. 7. 1941 an die Distriktstandortführer sowie die sonstigen 
diesbezüglichen Bestimmungen der einzelnen Hauptarbeitsgebiete sind mit vorstehen- 
der Anordnung aufgehoben. 


Betrifft: Umbenennung von Standorten 


Auf. Vorschlag des Organisationsleiters des Arbeitsbereiches genehmige ich die 
Umbenennung des Standortes „Wildental“ im Distrikt Krakau in Standort „Reichs- 
hof Nord“, 

Der Standort „Reichshof“ wird in „Reichshof Mitte“ umbenannt. 


Krakau, den ı. Februar 1942. 
Stahl 
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Verordnungsblatt Der Leiter 


NSDAP. Arbeitsbereich des Hauptarbeitsgebietes 
Generalgouvernement Organisalion 


Der Reichsorganisationsleiter 
der NSDAP 


Anordnung 11/41 


Betrifft: Anlegen der Feldbinde, der Fangschnur und großen 
Ordensschnalle 


Für die Dauer des besonderen Einsatzes unterbleibt mit sofortiger Wirkung das 
Anlegen der Feldbinde, der Fangschnur und der großen Ordensschnalle durch die 
Politischen Leiter der NSDAP. 


München 33, den 14. Oktober 1941. 
gez. Dr. R. Ley 


Rundschreiben 
Betrifft: Umbenennung von Ortsgruppen 


Da die Frage der Umbenennungen von Ortsgruppennamen nach gefallenen 
Parteigenossen vom Führer grundsätzlich entschieden wird, bitte ich, Umbenennungen 
der Ergänzungen vorläufig nicht vorzunehmen und bis Kriegsende zurückzustellen. 


München, den ı8. Oktober 1941 
gez. Dr. R. Ley 


Betrifft: Umbenennung von Standorten 
Auf Antrag der Distriktstandortführung Krakau sind in Krakau-Stadt mit 
Wirkung vom ı. Januar 1942 folgende Umbenennungen vorgenommen worden: 
Standort „Deutsche Polizei“ in „General Roetig“ 
N „Rathausplatz“ in „Ernst vom Rath“ 
„Hauptbahnhof“ in „Horst Wessel“ 
„Krakau-Land“ in „Leo Schlageter“ 
% „Deutsche Post“ in „Wilhelm Gustloff“ 


® 


Betrifft: Organisationsbuch der NSDAP 


Auf Grund mehrfacher Anfragen gebe ich bekannt, daß aus kriegswirtschaftlichen 
Gründen\in der nächsten Zeit mit einem Neudruck des Organisationsbuches der 
NSDAP nicht gerechnet werden kann. Alle Anmahnungen sind daher zwecklos. 


Zur gegebenen Zeit werden die Distriktstandorte und Standorte vom Neu- 
erscheinen des Organisationsbuches der NSDAP unterrichtet. 
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Betrifft: Dienstweg 


Es besteht Veranlassung darauf hinzuweisen, daß die Standorte in jedem Falle 
den Dienstweg einzuhalten haben. Der erforderliche Schriftverkehr mit dem Arbeits- 
bereich ist immer über.die Distriktsstandorte zu leiten. Eine Umgehung des Dienst- 
weges führt nur zu zeitraubenden Rückfragen, verzögert die Erledigung und gibt 
den Dienststellen des Arbeitsbereiches eine unnötige Belastung auf. 


Betrifft: Aushang- bzw. Pressekasten der NSDAP 


Ich weise darauf hin, daß die Standorte nicht willkürlich irgendwelche Bekannt- 
machungstafeln sowie Kästen zur Schau stellen können. In aller Kürze wird den 
Standortführungen die genaue Größe und Beschriftung für einen im Generalgou- 
vernement einheitlich einzurichtenden Pressekasten zugestellt werden. 


Betrifft: Kundgebungen und Versammlungen 


Man kann in letzter Zeit feststellen, daß die Veranstaltungen der Partei in den 
einzelnen Hoheitsgebieten fast durchweg die Bezeichnung „Kundgebungen“ erhielten. 
Zur Herbeiführung einer Einheitlichkeit in der Bezeichnung der Veranstaltungen 
bitte ich, auf folgendes zu achten: 


ı. Die in den Standorten monatlich durchzuführenden Zusammenfassungen der 
Parteigenossen haben die Bezeichnung „Mitgliederversammlung“. In 
diesen Mitgliederversammlungen werden Arbeits- und Amitesleiterberichte des 
Standortstabes erstattet, sowie alle örtlichen Angelegenheiten behandelt. Den 
Abschluß derselben bildet der Vortrag eines Parteiredners. 


2. Die Veranstaltungen in den Standorten, zu denen jeder Deutsche, ganz gleich, 
ob es sich dabei um Parteigenossen oder um Mitglieder der Deutschen Ge- 
meinschaft handelt, Zutritt hat, heißen „Öffentliche Versammlungen“. 
Der Zweck ist ein rein propagandistischer. Sie sollen bestimmte politische La- 
gen erläutern, Maßnahmen der Partei oder der Führung des Reiches ver- 
ständlich machen usw. Redner in diesen öffentlichen Versammlungen sind 
der Hoheitsträger, Redner des Distriktes oder des Arbeitsbereiches. 


3. Öffentliche Versammlungen, welche mehrere Standorte zusammenfassen, wer- 
den „Kundgebungen“ genannt. Was über den Zweck der öffentlichen Ver- 
sammlungen gesagt ist, gilt in erhöhtem Maße für Kundgebungen. 


4. Öffentliche Versammlungen in der Zusammenfassung der Standorte eines 
ganzen Distriktes oder des gesamten Arbeitsbereiches werden als „Großkund- 
gebungen“ bezeichnet. Als Redner für Großkundgebungen kommen nur 
Reichsredner in Frage. 


Ich bitte in vorgenanntem Sinn die Veranstaltungen der Partei einheitlich be- 


zeichnen zu wollen. 


Betrifft: Einheitliche Bezeichnung der Kreishauptmannschaften 


Nachstehend gebe ich Ihnen eine Verfügung der Regierung des Generalgouver- 
nements, Hauptabteilung Innere Verwaltung, die einheitliche Bezeichnung der 
Kreishauptmannschaften betreffend, bekannt: ; 


„Es hat sich als notwendig herausgestellt, die Bezeichnungen für die Kreishaupt- 
mannschaften usw. einheitlich festzusetzen, um nicht nur die Einheitlichkeit der 
Verwaltungsführung im Generalgouvernement zu dokumentieren, sondern auch 
Verwechslungen und Mißverständnisse zu vermeiden. Es sind daher ab sofort aus- 
schließlich folgende Bezeichnungen zu verwenden: . 
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ı. im Bereich der Staatsverwaltung: 


a) Kreishauptmannschaft nicht Kreis, Landkreis usw. Ki 
b) Stadthauptmannschaft nicht Stadtkreis usw. 

c) Landkommissariat 

d) Stadtkommissariat 


2. im Bereich der Kommunalverwaltung: 


a) Gemeindeverband nicht Kreis, Landkreis usw. } 
b) kreisfreie Stadt nicht Stadtkreis, Stadthauptmannschaft usw. N 
c) Landgemeinde. ‘ 


Krakau, den 8. 10. 1941. gez. Unterschrift 


Betrifft: Tragen der Dienstpistole 


‘Das Verbot für Wehrmachtsangehörige, Schußwaffen mit und ohne Munition 
in Kleider-Ablagen (Garderoben) abzugeben, soll durch eine entsprechende poli- 
zeiliche Verordnung auf die übrigen Waflenträger ausgedehnt werden. 


Ich weise in diesem Zusammenhang darauf hin, daß die zum Dienstanzug des 
Pol. Leiters gehörige Ehrenwaffe (Pistole PPK) in öffentlichen Lokalen nicht ab- 
gelegt werden darf. Dieses gilt für die Kleiderablagen von Gaststätten, Theatern, 
Lichtspielhäusern und sonstigen Orten mit öffentlichen Verkehr. 


Wenn infolge Nichtbeachtung dieser Anordnung durch Unbefugte Unglücksfälle 
entstehen, haftet ausschließlich und. allein der Pistolenträger. 


Betrifft: Beschaffung von Bekleidungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen durch die RZM 


Ich habe Veranlassung darauf hinzuweisen, daß Anträge auf Lieferung von Be- 
kleidungs- und Ausrüstungsgegenstände durch die RZM auf dem Dienstwege - 
(Distrikt, Arbeitsbereich) an den Reichsorganisationsleiter, München, Barerstr. 15 zu N 
richten sind. 


Anträge, die direkt an die Reichszeugmeisterei oder dem Reichsorganisations- 
leiter eingereicht werden, gehen unbearbeitet zurück. 


Betrifft Pol. Leitermütze: 


Ich weise darauf hin, daß das bestickte Mützeneichenlaub nur von Pol. Leitern 
vom Abschnittsleiter an aufwärts getragen werden darf. 


Es ist selbstverständlich, daß zum gestickten Spiegel auch gesticktes Mützeneichen- 
laub getragen wird und zum Spiegel mit metallgeprägtem Abzeichen die Mütze mit 
metallgeprägtem Eichenlaubkranz gehört. 


Ich bitte diese Bestimmung zu beachten. 


un a m -- - — — % 
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Betrifft: Umhang für Pol. Leiter 


Aus gegebener Veranlassung weise ich darauf hin, daß der braune Umhang für 


'Pol. Leiter auch im Arbeitsbereich Generalgouvernement nur vom Standortführer' 


an aufwärts getragen werden darf. Beim Auftreten in geschlossener Formation wird 
in keinem Falle der Umhang angelegt. 


Betrifft: Anschriften von Dienststellen der Partei 


Es hat sich als notwendig erwiesen, bezüglich der Anschriften der Parteidienst- 
stellen einmal an einigen Beispielen klar herauszustellen, wie d’e Anschriften der 
Partei auszusehen haben. Ich bitte, die Anschriften in Zukunft nach nachstehenden 
Mustern vorzunehmen: 


An die 
NSDAP. Arbeitsbereich Generalgouvernement 
— Der Organisationsleiter — 


Krakau 
oder: 
An die 


NSDAP. Distriktstandortführung Lublin 
— Der Stabsamtsleiter — 
L’uw.b L.JIn 


Haus der Nationalsozialisten 
oder: 
An die 
NSDAP. Kreisstandortführung Petrikau 
. — Der Personalamtsleiter — 


Petrikau/Distr. Radom 
oder: 


An die 
NSDAP. Standortfübrung Zakopane 
Zakopane/Distr. Krakau 


Krakau, den 1. Februar 1942. 4 Kobusch 
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Verordnungsblatt Der Leiter 
NSDAP. Arbeilsbereich des Hauptarbeitsgebietes 
Generalgouvernement Personal 


Betrifft: Dienstauszeichnung der NSDAP 


Im nachfolgenden gebe ich die ı1. Ausführungsbestimmung zu der Dienstaus- 
zeichnung der NSDAP. zur Kenntnis; 
Seifert 


Anordnung 14/41 


1. Die Dienstauszeichnung der NSDAP. wird den im Kriegsdienst gefallenen 
Parteigenossen nachträglich verliehen, wenn bis zum Todestage die Voraus- 
setzung der ununterbrochenen 10-, I15- und 25jährigen aktiven Tätigkeit 
erfüllt ist und Hinterbliebene vorhanden sind, die der Aushändigung der 
Dienstauszeichnung würdig sind. 


Als gefallen im Sinne dieser Ausführungsbestimmungen gelten auch diejenigen 
Parteigenossen, die im Kriegseinsatz gestorben oder tödlich verunglückt sind. 


», Wenn Antrag auf Erwerb der Dienstauszeichnung bisher noch nicht vorliegt, 
muß er durch die Dienststelle ausgefertigt werden, bei welcher der Gefallene 
Antrag hätte stellen müssen (1. Ausführungsbestimmung Ziffer 5). Diese 
Dienststellen tragen dafür Sorge, daß Antrag für alle in Betracht kommenden 
Gefallenen ihres Personenkreises gestellt wird. 


3. Abgesehen von der Erfüllung der grundsätzlichen Voraussetzung der 10-, 15- 
oder 25jährigen Dienstzeit ist bei der Feststellung der ausgeübten Tätigkeit 
nicht kleinlich zu verfahren. 


Den Gefallenen ist im Gegensatz zu der sonstigen Handhabung die gesamte 
Wehrdienstzeit anzurechnen, die sie nach Aufnahme ihrer aktiven Partei- 
tätigkeit geleistet haben. 


4. Für Gefallene erfolgt eine Sonderverleihung zum 20. April 1942, weitere 
Verleihungen erfolgen jeweils zum 30. Januar d. Js. 


Die Gauleitungen reichen Vorschlagslisten für die Dienstauszeichnung der 
NSDAP. in Bronze und Silber sowie Karteikarten dem Hauptpersonalamt 
bis zum ı. März 1942 ein. Die Antrage auf Dienstauszeichnung in Gold sind 
dem Hauptpersonalamt laufend einzusenden. 


Dienststellen der Reichsleitung, deren Anträge gemäß der ı. Ausführungs- 
bestimmung, Ziffer 5, dem Hauptpersonalamt einzureichen sind, legen diese 
Anträge bis spätestens 15. Februar 1942 vor. 


5. Für die Aushändigung der Dienstauszeichnungen ergeht später Sonderan- 


weisung. 
gez. Dr. R. Ley 


2. Dezember 1941. 
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Verordnungsblaft Der Leiter 
NSDAP. Arbeitsbereich des Hauptarbeitsgebietes 
Generalgouvernement- Partei- u. Finanzverwaliung 


Betrifft: Sammlungsordnung der NSDAP Arbeitsbereich Ge- 
neralgouvernement 


Es häufen sich die Fälle, daß von einzelnen Personen und Dienststellen der NSDAP. 
an zahlungskräftige Parteigenossen und Volksgenossen mit der Bitte um Spenden 
für die NSDAP. herangetreten wird. Insbesondere werden dabei die Betreffenden 
gebeten, ihre Spenden für besondere Aufgabengebiete oder Ämter der NSDAP. zur 
Verfügung zu stellen. 


Mit Rücksicht darauf, daß im Generalgouvernement die Sammlungsordnung 
der NSDAP. vom 5. 11. 1994 nicht gilt, um andererseits aber eine einheitliche Linie 
der im GG. vorgenommenen Sammlungen herbeizuführen, wird folgendes ange- 
ordnet: 

\ 


A. Es wird seitens der NSDAP, zwischen Spenden und Sammlungen unterschieden : 
Spenden sind alle vollständig freiwillig und ohne jeden Druck gegebenen Zuwen- 
nn die NSDAP. und ihre Ämter, Gliederungen und angeschlossenen 
Verbände. 


Es ist den Spendern selbstverständlich so weit entgegenzukommen, daß die von 
ihnen gegebenen Spenden nur für besondere Aufgaben Verwendung finden. Es 
ist jedoch stets anzustreben, daß die Spenden nach meinem Ermessen verwen- 
det werden können. 


B. Unter Sammlungen sind solche Aktionen zu verstehen, bei denen seitens der 
NSDAP, an Firmen, Vereinigungen und Privatpersonen wegen der Hergabe 
von Geld oder Sachleistungen für die NSDAP. oder für von ihr bestimmte Zwecke 
herangetreten wird. 


Hierfür gelten folgende besondere Bestimmungen: 


ı. Sammlungen und sammlungsähnliche Veranstaltungen, die von der NSDAP. 
ausgehen, bedürfen zu ihrer Genehmigung nur meiner Anweisung. 


2. Anträge zur Genehmigung von Sammlungen und sammlungsähnlichen Ver- 
anstaltungen sind rechtzeitig an mich zu richten. Dabei sind genaue Anga- 
ben über den Zweck und die Durchführung der geplanten Sammlungen zu 
machen. . 


3. Nicht genehmigte Sammlungen der NSDAP., ihrer Ämter, Gliederungen, 
Beauftragten oder einzelner Parteigenossen sind verboten. 


4. Zu den sammlungsähnlichen Veranstaltungen gehören Teller- und Mützen- 
sammlungen (Spenden für den Kampfschatz) bei propagandistischen Ver- 
anstaltungen, Umlagen unter der Parteigenossenschaft für Zwecke der NSDAP. 
(oft als Notform bezeichnet), Lotterien und sonstige Ausspielungen. 


= 


. Generell wird die Erlaubnis zur Abhaltung von Teller- und Mützensammlungen 
anläßlich offizieller Propagandaveranstaltungen der NSDAP. erteilt. Diese 
sind so durchzuführen, daß das Ergebnis in Gegenwart zweier Zeugen vom 
Kassenleiter festgelegt wird. 
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. Soweit von den Ämtern des Arbeitsbereiches für ihre Zwecke Sammlungen 


vorgenommen werden sollen, muß hierzu ebenfalls meine Genehmigung 
eingeholt werden. 


. Zum Vertrieb folgender Zeitschriften durch ‘die Dienststellen der NSDAP. 


wird generell die Genehmigung erteilt: 

Das Vorfeld 

Der Reichsschulungsbrief 

Unser Wille und Weg 

Blätter für die Feiergestaltung 

Der Vertrieb weiterer Zeitschriften wird von mir von Fall zu Fall genehmigt. 


. Soweit die Dienststellen der NSDAP. aus Etatmitteln für ihren eigenen Dienst- 


vertrieb Stücke parteirechtlich anerkannter Zeitschriften beziehen wollen, 
ist ein entsprechender Antrag an mich zu richten. 


Grundsätzlich dürfen für jeden Distriktstandort 3 Stücke, für jeden Bezirks- 
standort 2 Stücke und für jeden Standort ı Stück der betreffenden Zeitschriften 
aus Etatmitteln bezahlt werden. 


Empfehlungen von Broschüren, Zeitschriften usw. und die Beteiligung an 
Firmen aller Art und die Empfehlung ihrer Erzeugnisse sind sämtlichen Partei- 
dienststellen streng verboten. 


Krakau, den ı. Februar 1942. 


Thüringer 
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Verordnungsblatt Dar. Vorsiizände 
NSDAP. Arbeitsbereich des Parteigerichts 
Generalgouvernement 


Was der Hoheitsträger vom Parteigericht wissen soll 


Die ständig wachsende Zahl der im Generalgouvernement tätigen Parteigenossen 
und die geplante Aufnahme neuer Mitglieder in die NSDAP haben die Einrichtung 
der Parteigerichtsbarkeit im Generalgouvernement erforderlich gemacht. So sind 
dem Aufbau der Partei im Generalgouvernement entsprechend, bei den Distrikt- 
standorten Parteigerichte eingerichtet worden, die den Kreisgerichten der NSDAP 
im Reich entsprechen. Sie unterstehen dem Parteigericht der NSDAP. Arbeitsbereich, 
das einem Gaugericht entspricht. Dieses wieder untersteht dem Obersten Partei- 
gericht in München. 

Jedes Parteigericht steht unter der Leitung eines Vorsitzenden, der im Einver- 
nehmen mit dem zuständigen Hoheitsträger vom Obersten Richter der Partei berufen 
wird. Die Ernennung des Vorsitzenden des Parteigerichtes der NSDAP — Arbeits- 
bereich erfolgt durch den Führer. Die Vorsitzenden üben die Gerichtshoheit in ihrem 
Gebiet aus. 

len Parteigericht hat die Aufgabe, für die Reinheit der Bewegung zu sorgen, 
indem es - 

a) unwürdige Mitglieder aus der NSDAP ausscheidet, 

b) Vergehen gegen die Bestrebungen der Partei ahndet, 

c) Parteigenossen vor ungerechten Angriffen schützt, 

d) Streitigkeiten zwischen Parteigenossen schlichtet, 

e) Aufnahmeanträge von Volksgenossen, die nicht einhellig befürwortet sind, 

überprüft, 

f) an den Führer gerichtete Gnadengesuche in Parteiangelegenheiten überprüft 

und dazu Stellung nimmt. 

Die Parteigerichte sind unabhängig. 


Zuständigkeit: 


Erste Instanz für alle: Parteigenossen ohne Amt, für alle Politischen Leiter bis 
zum Amtsleiter des Distriktstandortes und für Unterführer der Gliederungen bis ein- 
schließlich SA-Obertruppführer, bzw. #-Hauptscharführer ist das Parteigericht 
beim Distriktstandort. Ausgenommen sind die Hoheitsträger vom Standortführer an, 
für die in erster Instanz das Parteigericht Arbeitsbereich zuständig ist. Dieses ist außer- 
dem zuständig für alle Politischen Leiter des Standortes Arbeitsbereich und für 
Gliederungsangehörige vom Sturm- bzw. Untersturmführer bis einschließlich Stan- 
dartenführer. Es ist ferner Beschwerdeinstanz gegen Entscheidungen der Parteigerichte 
bei den Distriktstandorten. 


Örtliche Zuständigkeit: 


Örtlich zuständig ist jenes Parteigericht, dessen Hoheitsgebiet der angeschul- 
digte Parteigenosse der Partei angehört. Mit Rücksicht auf die besonderen Verhält- 
nisse im Generalgouvernement ist es auch für jene Parteigenossen zuständig, die 
wohl einer Ortsgruppe im Reich angehören, aber in seinem Hoheitsgebiet zur Zeit 
der Eröffnung des Verfahrens ihren Wohnsitz haben. 


Verfahren: 
Die Verfahren gliedern sich in 
a) Anklageverfahren, 
b) Ehrenschutzverfahren, 
c) Streitverfahren. 
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a) Anklageverfahren: 


Das Parteigericht kann gegen jeden Parteigenossen, für den es zuständig ist, auf 
Grund ihm irgendwie bekannt gewordener Tatsachen eine Voruntersuchung ein- 
leiten. Hiervon hat es den zuständigen Hoheitsträger zu unterrichten und ihm Mit- 
teilung über das Ergebnis der Voruntersuchung zu machen, Ergibt sich die Notwen- 
digkeit gegen den Ängeschuldigten ein Hauptverfahren zu eröffnen, so hat es einen 
darauf abzielenden Antrag des Hoheitsträgers einzuholen. Erst auf Grund dieses An- 
trages kann der Eröffnungsbeschluß erlassen werden. Selbstverständlich kann eine 
Sache unmittelbar durch Antrag des Hoheitsträgers beim Parteigericht anfallen. 
Dem Urteil des Parteigerichts soll in der Regel eine Hauptverhandlung vorhergehen, 
in der dem Angeschuldigten Gelegenheit zu geben ist, zur Anklage und zu den Zeugen- 
aussagen Stellung zu nehmen. Auf Ausschluß aus der NSDAP kann nur nach vor- 
angegangener Hauptverhandlung erkannt werden. Zur Hauptverhandlung ist der 
Hobeitsträger zu laden. Er hat das Recht, an den Angeschuldigten und an die Zeugen 
nach Erteilung des Wortes durch den Vorsitzenden Fragen zu richten, Anträge zu 
stellen und erhält zur abschließenden Stellungnahme vor dem Schlußwort des An- 
geschuldigten das Wort. Das vom Gericht erkannte Urteil wird nach Eintritt der 
Rechtskraft vom Hoheitsträger vollzogen. 


b) Ehrenschutzverfahren. 


Das Ehrenschutzverfahren wird auf Grund eines gegen sich selbst gerichteten An- 
trages eines Parteigenossen eingeleitet. Hier ist zur Eröffnung des Hauptverfahrens 
ein Antrag des Hoheitsträgers nicht erforderlich. Das gleiche gilt beim 


c) Streitverfahren, 


in dem nach fruchtlosem Versöhnungsversuch sofort in das Hauptverfahren einge- 
treten werden kann. 7 


Besondere Verfahren: 


1. Ist durch die Tat eines Parteigenossen das Ansehen der NSDAP besonders ge- 
fährdet, dann kann dessen Ausschluß im Schnellverfahren vorgenommen werden. 
Der Ausschluß wird durch Einstweilige Verfügung des Hoheitsträgers verfügt, zu der 
die Zustimmung des Vorsitzenden des Parteigerichts einzuholen ist. Einstweilige Ver- 
fügungen sollen sparsam verwendet werden und nur, wenn der Sachverhalt eindeutig 
festgestellt ist und die Mitgliedschaftsdaten des Angeschuldigten bekannt sind. 


II. Der Antrag eines Volksgenossen auf Aufnahme in die NSDAP ist, wenn er 
vom Hoheitsträger abgelehnt wird, dem Parteigericht zur Behandlung zuzuleiten. 
Erst wenn das Parteigericht seine Zustimmung zur Ablehnung erteilt hat, ist der 
Antrag als abgelehnt zu betrachten. 


Die Beschwerde: 


Gegen die erstinstanzlichen Beschlüsse der Parteigerichte ist das Recht der Be- 
schwerde an das übergeordnete Gericht gegeben (mit Ausnahme der auf Verweis 
lautenden Urteile). 


Das Beschwerderecht steht auch dem Hoheitsträger zu, wenn seinem Antrag nicht 
stattgegeben worden ist. Das Beschwerderecht kann nur persönlich wahrgenommen 
werden. Die Beschwerde ist binnen acht Tagen nach Zustellung der schriftlichen 
Urteilsausfertigung schriftlich und mit Gründen versehen bei dem Gericht, gegen 
dessen Urteil sich die Beschwerde richtet, einzureichen. Es ist selbstverständlich, daß 
neh die Beschwerde nur gegen das Urteil, nicht aber gegen dessen Begründung richten 

ann. 
: Dr. Nosko 
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Verordnungsblatt Der Leifer 
NSDAP. Arbeitsbereich des Hauptarbeitsgebietes 
Generalgouvernement Deutsche Gemeinschaft 


Es wurde mir zur Kenntnis gebracht, daß in einigen Standorten der NSDAP 
Volksgenossen, die bereits vor längerer Zeit den Antrag um Aufnahme in die NSDAP 
gestellt hatten und ihre NSDAP-Mitgliedsbeiträge ordnungsgemäß bei ihrem zustän- i 
digen Kassenleiter bezahlen von den Standortführern aufgefordert wurden den An- 
trag um Aufnahme in die Deutsche Gemeinschaft zu stellen. 


" Hierzu bemerke ich folgendes: 


ı. Mitglied der Deutschen Gemeinschaft kann jeder Volksgenosse werden, der 
im Besitze einer Kennkarte ist. 


2, Jeder Reichsdeutsche, der Nichtparteigenosse ist. 


3. Jene Volksgenossen, die den Antrag zur Aufnahme in die NSDAP vor dem 
7. Mai 1941 gestellt hatten und als Parteianwärter aufgenommen wurden, 
sowie ihre Mitgliedsbeiträge ordnungsgemäß bezahlen, können nicht in die 
Deutsche Gemeinschaft aufgenommen werden. 


4. Parteigenossen können nicht in die Deutsche Gemeinschaft aufgenommen 
werden. 


Krakau, den ı. Februar 1942. Mehling 
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Verordnungsblatt Der Leiter 
NSDAP. Arbeitsbereich des Hauptarbeitsgebietes 
Generalgouvernement Arbeits- und Sozialpolitik 


Betrifft: Ausführungsbestimmungen zur Anordnung Stl. Nr. 
16/41 vom 18. Oktober 1941 


Mit Genehmigung des Stellv. Leiters des Arbeitsbereichs Generalgouvernement 
der. NSDAP, Reichshauptamtsleiter Schalk, und im Einvernehmen mit dem Leiter 
des Hauptarbeitsgebietes Organisation, Oberbereichsleiter Kobusch, erlasse ich 
folgende Ausführungsbestimmungen für die Einsetzung, Berufung und Bestätigung 
von Betriebsobmännern der NSDAP in Betrieben und Dienststellen der öffentlichen 
Hand: 


ı. Einsetzung des Betriebsobmannes der NSDAP 


a) Ein Betriebsobmann der NSDAP wird eingesetzt wenn 5 und mehr deutsche 
Gefolgschaftsmitglieder bei 20 und mehr polnischen und sonstigen fremd- 
völkischen Arbeitskräften vorhanden sind. 

b) Ein Betriebsobmann der NSDAP wird eingesetzt bei 20 und mehr deutschen 
Gefolgschaftsmitgliedern, wenn keine polnischen und sonstigen fremd- 
völkischen Arbeitskräfte vorhanden sind. 


2. Berufung des Betriebsobmannes der NSDAP 


Der Standortführer der NSDAP beruft im Einvernehmen mit dem Betriebsführer 
und dem Leiter der Abteilung „Arbeit“ im Distrikt den Betriebsobmann der NSDAP 
kommissarisch in seine Dienststellung. Ist der Betriebsobmann berufen, so meldet 
der Standortführer der NSDAP über den Distriktstandortführer der NSDAP die 
kommissarische Berufung dem Hauptarbeitsgebiet „Soziale Fragen“ im Arbeits- 
bereich Generalgouvernement der NSDAP. 


3. Bestätigung des Betriebsobmannes der NSDAP 


Über den Distriktstandortführer der NSDAP wird der Betriebsobmann im Ein- 
vernehmen mit dem Hauptarbeitsgebiet „Personal“ durch den Leiter des Haupt- 
arbeitsgebietes „Soziale Fragen“ im Arbeitsbereich Generalgouvernement der NSDAP 
bestätigt. 

Die Bestätigung. des Gefolgschaftsmitgliedes zum Betriebsobmann der NSDAP 
hat gelegentlich eines Betriebsappells in feierlicher Form zu erfolgen, wobei die Be- 
stätigungsurkunde überreicht wird. i 


Die kommissarische Berufung ist sofort vorzunehmen. 


4. Dienststellung. 


Der Betriebsobmann gehört zum Stabe des Standortführers der NSDAP. Er.ist 
Politischer Leiter und erhält den Dienstrang eines Blockleiters der NSDAP. 


5. Dienstbezeichnung „Hauptbetriebsobmann“. 


Hauptbetriebsobmänner können nur in Unternehmen berufen werden. Als 
Unternehmen wird die Zusammenfassung mehrerer Betriebe bezeichnet. Die Beru- 
fung von Hauptbetriebsobmännern erfolgt nur durch das Hauptarbeitsgebiet „So- 
ziale Fragen“. Anträge von Betriebsobmännern der NSDAP sind zwecklos. 
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6. Diese Anordnung findet sinngemäß Anwendung auf die öffentliche 
Verwaltung und Betriebe. 


Die Einsetzung von Betriebsobmännern der NSDAP in diesen Dienststellen erfolgt 
in Zusammenarbeit mit dem jeweiligen Leiter der Verwaltungsstelle des Reichs- 
bundes der Deutschen Beamten in den Distrikten. Dieser hat dem zuständigen 
Hohbeitsträger der NSDAP die namentlichen Vorschläge für die Berufung zu unter- 
breiten. 


Für die Polizeidienststellen und Dienststellen der Wehrmacht findet die Anordnung 
Stl. Nr. 16/41 keine Anwendung. 


Stahr 


Anordnung Stl. Nr. 16/41 


Betrifft: Einsetzung von Betriebsobmännern der NSDAP in 
Betrieben und Dienststellen der öffentlichen Hand 


Mit sofortiger Wirkung werden in allen deutschen Betrieben des Generalgou- 
vernements, wo mehr als 20 deutsche Gefolgschaftsmitglieder beschäftigt sind, je ein 
Betriebsobmann der NSDAP eingesetzt. 


Der Betriebsobmann ist, wie sich aus der Bezeichnung ergibt, der „Politische 
Beauftragte der NSDAP“ im Betrieb. Seine wichtigsten Aufgaben, die ihm durch 
die NSDAP gestellt werden, sind: 


1. Die Wahrung des sozialen Friedens. 

2. Förderung der weltanschaulichen Erziehung. 

3. Entwicklung der Betriebsgemeinschaft zur Leistungs- und Kampfgemeinschaft. 

Der Betriebsobmann gehört zum Stabe des Standortführers der NSDAP. Er ist 
Politischer Leiter und erhält den Dienstrang eines Blockleiters der NSDAP. Über 
die Berufung und Bestätigung des Betriebsobmanns der NSDAP in Betrieben und 
Dienststellen der öffentlichen Hand des Generalgouvernements erläßt der Leiter des 
Hauptarbeitsgebietes „Soziale Fragen“ im Einvernehmen mit dem Leiter des Haupt- 


arbeitsgebietes „Organisation“ weitere Ausführungsbestimmungen, die meiner Zu- 
stimmung bedürfen. 


Krakau, den 18. Oktober 1941. 
Schalk 
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